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Wer gestaltet die Schule? 
Eine Konferenz der Deutschen Gesellschaft für 
Bildungsverwaltung 
zwd Bingen/Rh.- "Föderalismus und Koordinierung im Bildungswesen" war 
das zentrale Thema der Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für 
Bildungsverwaltung , die vom 12. bis 14. November in Bingen/Rh. stattfand. 
Die Debatte um das Spannungsfeld zwischen der Kulturhoheit der Länder und 
den Bildungskompetenzen des Bundes ist gerade vor dem Hintergrund der 
laufenden Verfassungsdiskussion aktuell. Wolfgang Böttcher, Referent beim 
GEW-Hauptvorstand in Frankfurt/Main, berichtet im zwd über die Tagung. 

Die Kulturhoheit, insbesondere ihre Ge­
setzgebungs- und Verwaltungskompeten­
zen für Schulangelegenheiten, gilt als das 
Kernstück der Eigenstaatlichkeit der Län-

I der. Die landesrechtliche Kulturhoheit ist 
begrenzt durch nur wenige verfassungs­
rechtliche Vorschriften. Es fällt nicht 
schwer, Kritiker zu benennen, die zu we­
nig "Einheit in der Vielfalt" des Deutschen 
Schulwesens sehen. "Man schüttelt 
manchmal doch den Kopf, wenn man z. B. 
an die Verschiedenheit der Schulverhält­
nisse denkt", sagte Alt-Bundeskanzler 
Konrad Adenauer im Jahre 1956. Die 
Unterschiedlichkeit der Schulsituationen 
in den verschiedenen Bundesländern war 
Thema verschiedener "klassischer" bil­
dungsstatistischer Untersuchungen - am 
prominentesten wohl die von Hildegard 
Hamm-Brücher, die bei ihren "Reisen 
durch die Provinzen" ein deutliches "Bil­
dungsgefälle zwischen den 11 Bundes­
ländern" ausmachte (1968) . 

'Ein "Bericht der Bundesregierung über die 
strukturellen Probleme des föderativen 
Bildungssystems" zeigte so viele Proble­
me der Schulhoheit auf, daß er kurzer­
hand nur noch als "Mängelbericht" zitiert 
wurde. Er kam zu dem Ergebnis, "daß nur 
eine Änderung der Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Ländern die Proble­
matik der Kooperation der Landesregie­
rungen im Bereich der Gesetzgebungszu­
ständigkeiten befriedigend lösen kann" 
(1978) . Wer glaubt, die Öffentlichkeit sei 
heute mit der Schulhoheit zufrieden, ist 
"schief gewickelt". Eine Umfrage der Wirt­
schaftsjunioren Deutschland zeigt, daß 
gut zwei Drittel der Deutschen die Zustän­
digkeit der Länder für Schulpolitik kritisie­
ren . 

langweiliger Föderalismus 

Forderungen nach mehr Kompetenzen 
für den Bund, etwa in Form einer Bundes-

rahmenkompetenz in Bildungsfragen, hört 
man heutzutage kaum ; auch nicht bei der 
14. Jahrestagung der Deutschen Gesell­
schaft für Bildungsverwaltung (DGBV) , 
die sich vom 12. bis zum 14. November 
mit dem Thema "Föderalismus und Koor­
dinierung im Bildungswesen" beschäftigte. 
Hermann Avenarius vom Deutschen Insti­
tut für Internationale Pädagogische For­
schung würde für den Wunsch nach Stär­
kung der Bundeskompetenz im Bildungs­
wesen auch keinerlei Verständnis aufbrin­
gen. Ihm, dem Juristen, ist klar, "daß die 
Realität das im Grundgesetz angelegte 
Prinzip föderativer Vielfalt nicht eingelöst, 
sondern eingeschränkt hat". 

Verfassungsrechtliche Freiräu­
me nicht hinreichend genutzt 
Hierfür jedoch, so Avenarius , müsse man 
die Länder selbst verantwortlich machen, 
denn die verfassungsrechtlichen Freiräu­
me seien "von den politisch Agierenden in 
den Ländern nicht hinreichend genutzt" 
worden. Der Zwang zur Konsensfindung 
in bildungspolitischen Fragen "löst Lan­
geweile aus". "Die Beteiligung an län­
derübergreifenden Kommissionen, Aus­
schüssen und Konferenzen der verschie­
densten Art, ist das süße Gift, daß die 
Kulturautonomie der Länder mehr und 
mehr in einen Lähmungszustand versetzt", 
so Avenarius' provokantes Fazit. 

Prof. Diether Breitenbach , Vizepräsident 
der Kultusministerkonferenz (KMK) und 
damit eines länderkoordinierenden Gre­
miums, auf das Avenarius' Kritik beson­
ders abzielt, muß das natürlich ganz an­
ders sehen . Sein Lob der Selbstkoordina­
lion der Länder in der KMK fiel freilich ein 
wenig zu unkritisch aus. Dieter Althaus, 
Kultusminister von Thüringen, stellte bei 
der KMK ein pädagogisches Defizit fest ; 
er bemängelte, daß man "nicht vom Inhalt 
her diskutiert". Insbesondere bezog er 
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sich auf die Schulzeitdebatte. Absurd sei 
es, statt eine Diskussion um Qualität und 
Standards zu führen , finanzpolitische Ar­
gumente in den Mittelpunkt zu stellen . Im 
übrigen habe er - und da mag die Situation 
der neuen Länder innerhalb der KMK eine 
besondere Rolle spielen - mit diesem Gre­
mium "eher schlechte Erfahrungen". 

Die Vielfalt von Vereinbarungen zwischen 
Ländern und dem Bund unterhalb der 
Ebene des Grundgesetzes ist für Heinz­
Ewald Giese, Abteilungsleiter beim Bun­
desministerium für Bildung und Wissen­
schaft eher ein Indiz für die Probleme des 
Föderalismus. Trotz der geringen Rechts­
qualität vieler Absprachen funktioniere das 
Gesamtsystem zufriedenstellend. Und 
damit wird eigentlich auch die generelle 
Meinung der Teilnehmer an der Veran­
staltung der Deutschen Gesellschaft für 
Bildungsverwaltung charakterisiert : Zum 
kooperativen Föderalismus gibt es keine 
Alternative; trotz gewisser Probleme hat 
sich der Föderalismus als Prinzip bestä­
tigt. 

Die Verfassungsreform stärkt 
die Bürokratie 

Der politische Friedenspakt mit dem Fö­
deralismus ist jedoch gefährdet. Grund 
hierfür ist der Ende Oktober vorgelegte 
Abschlußbericht der gemeinsamen Ver­
fassungskommission von Bundestag und 
Bundesrat. Als problematisch für den 
Bildungsbereich gilt die Änderung des Art. 
75, Nr. 1 a GG. Hier wird ohne Not die 
Rahmengesetzgebungskompetenz des 

. Bundes zur Regelung der "Allgemeinen 
Grundsätze des Hochschulwesens" auf 
fünf explizit aufgezählte Teilfragen redu­
ziert. Lediglich die Länder haben dieser 
Neufassung applaudiert. Freilich hätte auch 
eine Änderung des Hochschulrahmenge­
setzes die Einflu ßmöglichkeiten der Län­
der unterhalb der Ebene einer Grundge­
setzänderung erhöhen können. Die durch 
die neue Grundgesetzformulierung von 
vielen Kritikern befürchtete Auseinander­
entwicklung der deutschen Hochschul­
landschaft ließe sich , wenn sich solche 
Prognosen bewahrheiten , lediglich durch 
eine erneute Verfassungsänderung rück­
gängig machen. Das heißt: Nur mit Zwei­
drittelmehrheit. 

Noch problematischer ist aber die Ände­
rung des Art. 72 GG, der die Vorausset­
zungen der konkurrierenden Gesetzge­
bung neu definiert. Die Länder haben 
danach "die Befugnis zur Gesetzgebung, 
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solange und soweit der Bund von seiner 
Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch 
Gesetz Gebrauch gemacht hat". Alle von 
der Sache betroffenen gesellschaftlichen 
Gruppen warnen übereinstimmend vor 
den Gefahren der Zersplitterung der be­
ruflichen Bildung als Folge dieser Artikel­
änderung. Als Beleg hierfür mag dienen 
eine gemeinsame Veranstaltung von Wirt­
schaft und Gewerkschaften zur Verfas­
sungsreform vom März d. J.: "Wir können 
nichttatenlos mitansehen, wie die Kommis­
sionsvorschläge unter dem Deckmantel 
einer Stärkung des Föderalismus die ein­
heitliche und gute Berufsbildung in 
Deutschland praktisch beseitigt" schreibt 
Hans-Peter Stihl , Präsident des Deutschen 
Industrie- und Handelstages. "Insbeson­
dere in der beruflichen Bildung muß das 
inzwischen erreichte Maß an Bundesein­
heitlichkeit zumindest gewahrt bleiben, 
damit Freizügigkeit und Mobilität inner­
halb Deutschlands, aber auch innerhalb 
des europäischen Binnenmarktes nicht 
beeinträchtigt werden", ergänzt Ulf Fink, 
stellvertretender Vorsitzender des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes. 

Dia' Vorschläge der Verfassungskommis­
siOp ließen die Deutsche Gesellschaft für 
BrYdungsverwaltung ziemlich kalt. Bil ­
dungspolitische Abstinenz gehört zum 
Programm der Organisation - und dafür 
gibt es ja auch nachvollziehbare Gründe. 

Fehlende Gesamtplanung 
schwächt die Bildung 
Der deutsche Bildungsföderalismus be­
hindert die Entwicklung mittel- oder lang­
fristiger Perspektiven für das gesamte 
Bildungswesen. Zwar ist Zukunftsplanung 
im Bildungswesen über kooperative Me­
chanismen möglich , jedoch - wie die Ge­
schichte zeigt - praktisch nicht vorhanden. 
Bildungspolitik ist fast ausschlie ßlich 
reaktive Politik. Sie läßt sich treiben von 
wechselnden aktuellen Themen und ist zu 
umfassendem, systematischem Handeln 
kaum fähig. So ist es kein Wunder, daß sie 
in Rückstand gerät gegenüber anderen 
Politikbereichen, in denen Planung selbst­
verständlich ist. Im Konkurrenzkampf um 
knappe Ressourcen sieht es auch des­
halb um die Bildung so düster aus. Die 
Planungsschwäche ist, so Rainer Brock­
meyer, Leiter des Sekretariats der Bil­
dungskommission beim nordrhein-west­
fälischen Ministerpräsidenten Rau, ist In­
diz für die Schwäche der Bildungspolitik 
und umgekehrt: "Wo Politik fehlt , gibt es 
auch keine Planung". Aber gerade in Kri-

senzeiten ist Planung vonnöten. "Der Pro­
blemdruck selbst", so Brockmeyer, "er­
zeugt noch keine richtigen Antworten". Er 
empfiehlt, von der Wirtschaft zu lernen, 
wo die gekonnte Produktplanung in star­
ken Entwicklungsabteilungen das A und 0 
des Erfolges ist. 

Wer in Deutschland über Bildungsplanung 
redet, stößt auf tiefsitzende Skepsis. Pla­
nung klingt hierzulande nach Autorität, 
Totalitarismus, Zentralismus, Bürgerfer­
ne. Dieses weiß Brockmeyer selbstver­
ständlich und will "eine neue Qualität von 
Planung" einfordern. Planung, die "durch­
steuern und durchsetzen" will , funktioniert 
nicht. Die "neue Planung" ist "dialogische 
Entwicklungshilfe". Planung in diesem Sin­
ne liefert Problemdiagnosen, sichert Erfah­
rungswissen , entwickelt Orientierungen 
und Kriterien für Selbstevaluation und 
schließlich sichert sie die finanziellen Mit­
tel. Planung in diesem Sinne ist offen und 
flexibel und - last but not least - ein Such­
prozeß gemeinsam mit den Menschen, 
also hier: der Lehrerschaft, den Schülerin­
nen und Schülern , den Eltern . Damit ist 
eine Änderung der Blickrichtung vollzo­
gen: Es geht jetzt um die einzelne Bil­
dungseinrichtung, also um das, was heut­
zutage unter der Überschrift "Autonomie 
der Schule" firmiert. 

Unterstützung für die 
Einzelschule 

"Autonomie der Schule", das scheint die 
Zauberformel zur Lösung der Schulkrise 
und der Planungsmisere. Die Balance frei ­
lich zwischen der staatlichen "Orientie­
rungsplanung und der Basis vor Ort muß 
klappen", so Brockmeyer. Aber dann stellt 
sich doch die entscheidende Frage: Wie 
sehen die Instrumente des Dialoges aus? 

Tatsächlich klingt "Autonomie von Schu­
le" nach Demokratisierung , nach Freiheit , 
nach Partizipation ... Hans-Christoph Berg, 
Erziehungswissenschaftier aus Marburg, 
ist sich hingegen nicht so sicher, ob die 
Thematisierung von Autonomie eher durch 
Motive zur Demokratisierung oder durch 
solche zur Deregulierung gespeist wird: 
"Ist die Schule eine Schule der Bürger?", 
will er wissen, "oder ist sie eine Schule der 
Eltern?" Überspitzt gefragt: Ist die Schule 
eine gesellschaftliche oder eine private 
Einrichtung? 

Der Begriff der "Autonomie" ist tatsächlich 
sehr irreführend. Bei staatlich finanzierten 
Schulen von "Autonomie" zu reden , das 
sei "Quatsch" - so Erika Risse, Oberstu-
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diendirektorin aus Oberhausen und stell­
vertretende Vorsitzende der DGBV. Auto­
nomie ist die "Befugnis zur selbständigen 
Regelung der eigenen (Rechts-) Verhält­
nisse" verrät uns der Duden und unter­
stützt damit Frau Risses Wertung aus 
einer anderen Richtung. Aber man kann 
den wolkigen Autonomiebegriff ja auch 
konkret übersetzen, z. B.: Schulen brau­
chen Freiräume für die Gestaltung von 
Stundentafeln , sie müssen Schwerpunk­
te fachlicher oder pädagogischer Art set­
zen dürfen, sie müssen Haushaltsmittel in 
das jeweils folgende Rechnungsjahr über­
tragen dürfen , sie müssen sich ihre eige­
nen Schulleitungen geben dürfen. 

Gerade jedoch unter der Bedingung grö­
ßerer Freiheiten für die Einzelschule be­
darf es allgemeiner bildungspolitischer 
Vorgaben, z. B. solcher, die das Ausein­
anderdriften zwischen armen und reichen 
Schulen verhindern. Die Verschärfung von 
sozialer Ungleichheit durch eine erhöhte 
Konkurrenz zwischen den Schulen ist ei­
nes der großen Probleme, von denen 
auch die europäischen Bildungspolitiker 
berichten , die die DGBV eingeladen hatte. 
Von ihnen· konnte man auch lernen, wie 
wichtig die Lehrerqualifikation bei Prozes­
sen der "Dezentralisierung" ist. Schulen 
sind soziale Organisationen, so macht 
Erika Dingeldey vom Hessischen Institut 
für Bildungsplanung und Schulentwick­
lung deutlich: Deshalb müssen die Kolle­
gien sorgfältig auf ihre neuen Aufgaben 
vorbereitet sein. Das geht nicht ohne 
institutionalisierte Unterstützungssysteme 
für Lehrerinnen und Lehrer. Auch die Ver 
waltung müsse umlernen, so Richard 
Cossmann vom Hessischen Institut für 
Lehrerfortbildung . Schulaufsicht müsse 
beraten und unterstützen und nicht mehr 
kontrollieren. Alle Beteiligten müssen ler­
nen, "Dialoge zu führen". Ob angemessene 
Lehreraus- und -fortbildung und ein neues 
Selbstverständnis der Schulverwaltung 
unter dem Diktat der knappen Kassen 
erfolgreich institutionalisiert werden kön­
nen, ist allerdings fraglich. Von unseren 
europäischen Nachbarn , die teilweise 
schon längere Erfahrungen mit Maß­
nahmen der Dezentralisierung haben, 
sollten wir mehr Informationen abfragen 
als bisher. Man muß ja nicht alle Fehler 
selbst machen. 

Wolfgang Böttcher 

Der Autor ist Referent beim GEW-Haupt­
vorstand in FrankfurtlMain 
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